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Allgemeinverfügung des Landratsamtes Rhön-Grabfeld zu Regelungen für das Verbringen 
von Heimtieren; 
Ermächtigung von Tierärztinnen und Tierärzten im Landkreis Rhön-Grabfeld 

 

Aufgrund der Verordnung (EU) 2016/429 i.V.m. der Delegierten Verordnung (EU) 2026/131 der 
Kommission vom 20.01.2026 und den hierzu erlassenen Durchführungsverordnungen erlässt das 
Landratsamt Rhön-Grabfeld folgende  

 

Allgemeinverfügung: 

 

1. Um die Voraussetzungen für das innergemeinschaftliche Verbringen von Heimtieren im Sinne 
des Art. 4 Nr. 11 der Verordnung (EU) 2016/429 zu anderen als Handelszwecken (Reiseverkehr) 
sowie für den Handel von Hunden, Katzen und Frettchen zu schaffen, werden die im Landkreis 
Rhön-Grabfeld niedergelassenen Tierärztinnen und Tierärzte vorbehaltlich der unter Nummer 2 
geregelten Voraussetzung ermächtigt, 
 
1.1 Heimtierausweise gemäß Art. 11 der Delegierten Verordnung (EU) 2026/131 sowie 
 den Mustervorgaben der Durchführungsverordnung (EU) 2026/705 der Kommission 
 vom 20.03.2026 auszustellen und die dazu erforderlichen Tätigkeiten durchzuführen, 
 
1.2 Blutproben für die Titrierung von Tollwutantikörpern nach Art. 14 Buchstabe c  

der Delegierten Verordnung (EU) 2026/131 zu entnehmen und das entsprechende 
Laborergebnis in den Heimtierausweis nach Art. 18 Abs. 2 Buchstabe g) der Delegierten 
Verordnung (EU) 2026/131 zu übertragen,  
 

1.3 Transponder bei Hunden, Katzen und Frettchen zu implantieren. 
 

2. Die unter Nummer 1 erteilte Ermächtigung wird unter folgenden Bedingungen und Auflagen 
erteilt: 

 
2.1 Diese Ermächtigung wird unter der Voraussetzung erteilt, dass eine Registrierung in der 

HI-Tier-Datenbank als ermächtigter Tierarzt erfolgt ist. 
 
2.2 Diese Ermächtigung gilt auch für die in der Praxis der niedergelassenen Tierärztin/des 

niedergelassenen Tierarztes angestellten Tierärztinnen und Tierärzte. 
 
2.3 Im Rahmen der vorliegenden Ermächtigung dürfen die Tierärztinnen und Tierärzte nur 

Heimtierausweise von Impfstoffherstellerfirmen oder Druckereien verwenden, die in der 
HI-Tier-Datenbank hinterlegt und damit von der zuständigen Behörde autorisiert sind. 

 
2.4 Die Aufbewahrungspflicht für die von der ermächtigten Tierärztin/vom ermächtigten 

Tierarzt im Rahmen der Erstausstellung eines Heimtierausweises dokumentierten 
Angaben beträgt drei Jahre. 

 
2.5 Diese Ermächtigung kann bei einem erheblichen Verstoß oder wiederholten Verstößen  
 einer Tierärztin/eines Tierarztes gegen tiergesundheitsrechtliche Bestimmungen oder 

Bestimmungen dieser Verfügung allgemein oder im Einzelfall widerrufen werden. 
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2.6 Die Ermächtigung erlischt bei Verlegung der Praxis außerhalb des Landkreises Rhön-
Grabfeld oder Auflösung der Praxis. 

 
3. Die mit dieser Allgemeinverfügung erteilte Ermächtigung ersetzt die bislang im jeweiligen 

Einzelfall an antragstellende Praxisinhaber bzw. Tierärzte/Tierärztinnen des Landratsamtes 
Rhön-Grabfeld erteilte Ermächtigungen für die Ausstellung von Heimtierausweisen und die 
Durchführung von Blutentnahmen. Besagte Ermächtigungen werden gegenstandslos. 

 
4. Für den Erlass dieser Allgemeinverfügung werden keine Kosten erhoben. 
 
5. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 

Gründe: 
 

I. 
 

Ab dem 21.04.2021 ist das neue EU-Gesundheitsrecht [Verordnung (EU) 2016/429] in den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union unmittelbar anzuwenden. 
 

Die Verordnung (EU) Nr. 576/2013, in der u. a. die Vorschriften für die Verbringung von Heimtieren zu 
nicht kommerziellen Zwecken festgelegt waren, war bis zum 21. April 2026 gültig. Mit der Delegierten 
Verordnung (EU) 2026/131, gültig ab 22.04.2026, wurden nunmehr die Vorschriften aus der Verordnung 
(EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die 
Tiergesundheitsanforderungen für die Verbringung von Heimtieren zu nichtkommerziellen Zwecken 
ergänzt. Die Delegierte Verordnung (EU) 2019/2035 [i.V.m. der Delegierten Verordnung (EU) 2020/688] 
wurde in diesem Zusammenhang ebenfalls geändert. 
 

Die Delegierte Verordnung (EU) 2026/131 wird u. a. ergänzt durch die Durchführungsverordnung (EU) 
2026/705 der Kommission vom 20. März 2026 mit Muster-Identifizierungsdokumenten und 
Mustererklärungen für Verbringungen von Heimtieren zu nichtkommerziellen Zwecken sowie durch die 
Durchführungsverordnung (EU) 2026/636 der Kommission vom 20.03.2026 zur Annahme der Listen der 
Drittländer oder Gebiete, die bestimmte Bedingungen in Bezug auf Verbringungen von Heimtieren zu 
nichtkommerziellen Zwecken erfüllen. 
 

Es ist sicherzustellen, dass ein Identifizierungsdokument gem. Art. 71 der Delegierten Verordnung (EU) 
2019/2035 für gehaltene Hunde, Katzen und Frettchen, in Form eines Ausweises gem. Art. 11 Abs. 1 
der Delegierten Verordnung (EU) 2026/131 i.V.m. Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 
2026/705 mitgeführt wird. Dieser ist gem. Art. 71a der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2035 
ordnungsgemäß auszufüllen und auszustellen. 
 

Für die Ausstellung von Heimtierausweisen und für die Probennahme zur Titrierung von 
Tollwutantikörpern gelten die rechtlichen Voraussetzungen gemäß der oben genannten Verordnungen. 
Seit 01.07.2020 wurde zudem das Modul „Heimtierausweis Datenbank“ der HI-Tier-Datenbank 
freigeschaltet, über welches künftig – nach einer Registrierung der Tierärztin/des Tierarztes – die 
Bestellung der Blanko-Heimtierausweise bei den drucklegenden Stellen erfolgt. 
 

Der Heimtierausweis muss von einem/einer von der zuständigen Behörde dazu ermächtigten Tierarzt/ 
Tierärztin ausgestellt sein. 
 

II. 
 

Nach §§ 24 und 25 des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) i.V.m. Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 i.V.m. 
Art. 12 Abs. 1 des Gesetzes über den gesundheitlichen Verbraucherschutz und das Veterinärwesen 
(GVVG) ist die untere Kreisverwaltungsbehörde sachlich für die Durchsetzung von Vorschriften im 
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Bereich des Tiergesundheitsrechts zuständig. Die örtliche Zuständigkeit des Landratsamtes Rhön-
Grabfeld zum Erlass dieser Allgemeinverfügung ergibt sich aus Art. 3 Abs. 1 des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG). 
 

Begründung der Verfügungen unter den Nrn. 1 bis 3 des Tenors: 
 

Die zuständigen Behörden können einem „ermächtigten“ Tierarzt gem. Art. 2 Nr. 1 der Delegierten 
Verordnung (EU) 2026/131 i.V.m. Art. 31 Abs. 2 Verordnung (EU) 2017/625 Aufgaben übertragen. 
 

Zur Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften wird die Ermächtigung im überwiegenden öffentlichen 
Interesse mit Nebenbestimmungen versehen (Art. 36 BayVwVfG). 
 

Gemäß Art. 71a der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2035 stellen nur amtliche Tierärzte oder 
ermächtigte Tierärzte im Sinne von Art. 2 Nr. 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2016/131 den in Art. 
71 Abs. 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2035 genannten Ausweis aus. 
 

Die geforderte Dokumentation über den Vertriebsweg der Blanko-Heimtierausweise in der HI-Tier-
Datenbank ergibt sich aus Art. 71b der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2035 und dient der 
bundesweiten und zeitnahen Nachvollziehbarkeit über den Bezug und den Verbleib der 
Heimtierausweise und damit zur Überwachung der Vorschriften.  
Daher ist ergänzend auch nur die Verwendung von Heimtierausweisen gestattet, welche über bestimmte 
Firmen bezogen werden können. Beide Vorgaben dienen zur Umsetzung der Forderung des Art. 71b 
der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2035, wonach die zuständige Behörde zu gewährleisten hat, 
dass Blankoausweise nur an ermächtigte Tierärztinnen und Tierärzte ausgegeben werden und deren 
Kontaktdaten mit den jeweiligen Passnummern der bezogenen Blanko-Heimtierausweise erfasst 
werden. Die zentrale Erfassung ist auch erforderlich, um dem Aspekt der Fälschungssicherheit 
Rechnung zu tragen. Die Ermächtigung kann daher nur ab dem Zeitpunkt wirksam werden, ab dem die 
Tierärztin/der Tierarzt alle Voraussetzungen einschließlich der Registrierung und der 
Zugangsberechtigung zur HI-Tier-Datenbank erfüllt. 
 

Der hierzu erforderliche Aufwand ist zumutbar und das Verfahren zur Dokumentation in der HI-Tier-
Datenbank mit den Vorgaben anderer Rechtsbereiche vergleichbar. 
 

Durch die beschränkten Zugangs- und Leserechte in der HI-Tier-Datenbank 
(Registriernummernvergabe, PIN-Nummer) werden datenschutzrechtliche Belange gewährleistet. 
 

Bei der Ausstellung des Ausweises gem. Art. 71 Abs. 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2035 
bewahren die in Art. 71a Abs. 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2035 genannten Tierärzte 
Aufzeichnungen über folgende, in Art. 71 Abs. 3 und Anhang V Buchstaben 
 

a) die Stelle, an der der Transponder oder gegebenenfalls die Tätowierung angebracht sind; 
b) das Datum der Anbringung oder gegebenenfalls das Datum des Auslesens des Transponders 
oder der Tätowierung; 
c) den vom Transponder oder gegebenenfalls von der Tätowierung angezeigten individuellen 
Identifizierungscode; 
d) den Namen und das Geburtsdatum nach Angaben des Unternehmers oder gegebenenfalls 
des Heimtiereigentümers; 
e) die Art, die Rasse, das Geschlecht, die Farbe und alle wichtigen oder wahrnehmbaren 
Besonderheiten oder Merkmale des Heimtiers; 
f) den Namen und die Kontaktinformationen des Unternehmers oder gegebenenfalls des 
Heimtiereigentümers; 
 

genannten Informationen für einen von der zuständigen Behörde zu bestimmenden Mindestzeitraum 
auf. Für diese Aufbewahrungspflicht der in Art. 71a Abs. 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2035 
genannten Angaben wird ein Zeitraum von drei Jahren für ausreichend angesehen.  
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Der Heimtierausweis dient der Identifizierung und der Kontrolle des Gesundheitsstatus des Tieres. 
 

Gemäß Art. 70 Buchstabe b Ziffer i der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2035 dürfen Transponder 
nur noch von amtlichen oder ermächtigten Tierärzten implantiert werden. Nach Artikel 2 Nummer 1 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2026/131 wird hinsichtlich des Begriffes „ermächtigter Tierarzt“ auf Artikel 
31 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2017/625 verwiesen, wonach dies ein Tierarzt sein muss, auf den die 
amtlichen Aufgaben durch die zuständige Behörde übertragen wurden. Mangels einer gesetzlichen 
Tätigkeitsübertragung hinsichtlich des Setzens von Transpondern im Sinne von Artikel 70 Buchstabe b 
Ziffer ii der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2035 wird diese Aufgabe nun mittels Allgemeinverfügung 
übertragen. 
 

Die Voraussetzung für eine Übertragung nach Artikel 31 Abs. 2 Buchstabe a und b Verordnung (EU) 
2017/625 und mithin zur Ermächtigung für diese Tätigkeit liegen vor. Die Übertragung dieser Tätigkeit 
ist erlaubt [Artikel 1 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2017/625] und die Bedingungen für eine Übertragung 
nach Artikel 30 der Verordnung (EU) 2017/625 sind erfüllt. Die Personengruppe „Tierärzteschaft“ weist 
aufgrund ihrer bestehenden Qualifikation sowie ihrer bisherigen Einbindung in Kennzeichnungs- und 
Registrierungsprozesse die erforderliche Sachkunde und Zuverlässigkeit auf. 
 

Das „Ob“ und „Wie“ der Übertragung bestimmter Tätigkeiten auf einen Tierarzt nach Artikel 31 Abs. 2 
Verordnung (EU) 2017/625 liegt im Ermessen der Behörde. Dieses Ermessen wurde dabei pflichtgemäß 
ausgeübt. Die Ziffer 1.3 der Allgemeinverfügung entspricht dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Die 
Ermächtigung ist für die Erfüllung des Artikel 70 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2035 notwendig 
und geeignet. Wie bereits ausgeführt, dürfen Transponder nur noch von amtlichen oder ermächtigten 
Tierärztinnen/Tierärzten implantiert werden. Angesichts der Änderung der Begriffsdefinition des 
„ermächtigten Tierarztes“ in der nun geltenden Delegierten Verordnung (EU) 2016/131 nebst 
begleitender Rechtsakte war die Ermächtigung der Tierärztinnen/Tierärzte hierzu nach Artikel 31 Abs. 2 
der Verordnung (EU) 2017/625 obligat. Sie dient zudem der Verbesserung des bestehenden Systems 
zur Tierseuchenbekämpfung, der Rückverfolgbarkeit von Tieren, der Stärkung der Prävention sowie der 
Erhöhung der Wirksamkeit von Bekämpfungsmaßnahmen im Seuchenfall – insbesondere bei einem 
Ausbruch von Tollwut. Ohne die Ermächtigung bestünde die Gefahr einer unsachgemäßen Implantation 
von Transpondern bei Heimtieren, die den unionsrechtlichen Vorgaben widerspräche. Sie dienst dabei 
auch der effektiven Bekämpfung des illegalen Handels mit Heimtieren, denn durch die Übertragung 
dieser Tätigkeit auf qualifizierte Tierärztinnen und Tierärzte wird das Risiko gesenkt, dass gefälschte 
Transponder implantiert werden. Dies trägt somit zur zuverlässigen Rückverfolgbarkeit eines Heimtieres 
bei. Die Aufgabenermächtigung ist auch erforderlich. Ein milderes und gleich geeignetes Mittel zur 
Zweckerreichung ist nicht bekannt. Die Ermächtigung ist zweck- und sachdienlich und bezieht sich auf 
einen klar abgrenzbaren Adressatenkreis und erfasst eine – auf sachliche Gründe gestützte – 
Personengruppe. Die hierzu ausgewählte Personengruppe besitzt eben die entsprechende fachliche 
Qualifikation zur Durchführung von tierschutzgerechten Implantationen von Transpondern bei 
bestimmten Tierarten (Hunden, Katzen und Frettchen). Die Ermächtigung ist zudem angemessen, sie 
steht nicht außer Verhältnis zum verfolgten Zweck. Die Ermächtigung regelt keine zusätzlichen und 
unzumutbaren Anforderungen an den Adressaten der Ermächtigung. 
 

Die Allgemeinverfügung ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um die sich aus der 
Delegierten Verordnung (EU) 2026/131 ergebenden Anforderungen sachgerecht umzusetzen. 
 

Die unter Ziffer 2 dieses Bescheides verfügten Auflagen und Bedingungen finden ihre Grundlage in den 
oben genannten Verordnungen i.V.m. Art. 36 Abs. 2 Nrn. 1, 2 und 4 BayVwVfG. 
 

Der Widerrufsvorbehalt ist notwendig, um die Ermächtigung im Einzelfall bei tiergesundheitsrechtlichen 
Verstößen des Tierarztes/der Tierärztin oder bei Verstößen gegen Bestimmungen dieser Verfügung zur 
Sicherstellung ordnungsgemäßer Zustände widerrufen zu können. 
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Begründung der Kostenentscheidung unter Nr. 4 des Tenors: 
Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 13 des Ausführungsgesetzes zum Vollzug des 
Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG). 
 

Begründung der abweichenden Bekanntmachung unter Nr. 5 des Tenors: 
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher 
Bekanntmachung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben.  
In einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abweichender Tag, 
jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag, bestimmt werden. 
Von dieser Vorschrift wird vorliegend aufgrund der zeitlichen Dringlichkeit des Erlasses der Verfügungen 
Gebrauch gemacht. 
 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe 
Klage erhoben werden bei dem  

  Bayerischen Verwaltungsgericht Würzburg in 97082 Würzburg 

  Hausanschrift: Burkarderstraße 26, 97082 Würzburg 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer  

für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der  
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
 

Bad Neustadt a. d. Saale, 14.09.2026 

 
Sonja Rahm 
L a n d r ä t i n 
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